
59 GrESt & USt

Erwerb einer Wohnung vor Errichtung:
Überraschungen bei der Grunderwerbsteuer
GrEStG § 1 Abs. 1 Nr. 1, § 6 Abs. 3 Nr. 1, § 9 Abs. 2 Nr. 1, § 16
Abs. 3 & UStG § 4 Nr. 9 Buchst. a

Neu errichtete Eigentumswohnungen oder Reihenhäuser werden in der
Regel bereits erworben, bevor überhaupt mit dem Bau begonnen wurde.
Dabei wird regelmäßig der notarielle Kaufpreis der Grunderwerbsteuer
zugrunde gelegt. Im Hinblick auf nachträglich vereinbarte Eigenleistun-
gen und Sonderwünsche lohnt jedoch ein Blick auf eventuelle grund-
erwerbsteuerliche Auswirkungen.

Sachverhalt

A erwarb am 01.07.2019 ein Reihenhaus für 750.000 Euro. Mit den
Bauarbeiten wurde vom Bauträger, der gleichzeitig Bauunternehmer
ist, sieben Monate nach der notariellen Beurkundung begonnen.

1. Während der Bauzeit im März 2021 vereinbaren A und der Bau-
träger, dass A die Malerarbeiten selbst ausführt bzw. an einen
befreundeten Maler vergibt. Der Kaufpreis wird dafür um 10.000
Euro gemindert.

2. Wie 1; die Vereinbarung wird aber erst am 10.07.2021 getroffen.
3. Mit dem Bauträger vereinbart A 2021 über den notariellen Ver-

trag hinaus den Ausbau des Dachgeschosses für 40.000 Euro.
4. Wie 3; aber der Bauträger ist nicht gleichzeitig Bauunternehmer,

sondern beauftragt die Firma C mit der Ausführung des Dachge-
schossausbaus.

5. Mit dem Dachgeschossausbau beauftragt A direkt das Bauunter-
nehmen C.

Die Grundsteuer wurde auf Basis des notariellen Kaufpreises mit
Bescheid vom 10.09.2019 festgesetzt.

Frage

Welche Auswirkungen ergeben sich aufgrund der Sachverhalte 1 bis 5
auf die Grunderwerbsteuer?

Antwort

1. Der Grunderwerbsteuerbescheid ist zu ändern und die Bemes-
sungsgrundlage um 10.000 Euro zu mindern.
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2. Die Grunderwerbsteuer ändert sich nicht.
3. Es ergeht ein zusätzlicher Grunderwerbsteuerbescheid mit einer

Bemessungsgrundlage von 40.000 Euro.
4. Es ergeht ebenfalls ein zusätzlicher Grunderwerbsteuerbescheid.

Für den Bauträger ergibt sich aber eine andere Kalkulationsgrund-
lage, weil die Leistung – anders als bei 3 – auch mit Umsatz-
steuer belastet ist.

5. Es entsteht keine zusätzliche Grunderwerbsteuer.

Begründung

Zu 1: Auch wenn die Malerarbeiten nicht von A direkt erbracht
wurden, handelt es sich wirtschaftlich um Eigenleistungen. Diese
erhöhen zwar den Wert des erworbenen Grundstücks, gehören
aber nicht zur grunderwerbsteuerpflichtigen Gegenleistung.1 Das gilt
selbst dann, wenn diese bereits im Kaufvertrag als Leistungen des
Erwerbers vereinbart2 und/oder besonders umfangreich gewesen
wären.3

Da der Grunderwerbsteuerbescheid hier bestandskräftig ist, stellt
sich die Frage nach einer Rechtsgrundlage für eine Änderung des
Bescheids. Die Eigenleistungen stellen zwar eine neue Tatsache dar;
eine Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO ist jedoch nicht möglich,
weil die Tatsache der Eigenleistungen bei Erlass des Grunderwerb-
steuerbescheids noch gar nicht vorgelegen hatte, es sich also nicht
um den Fall eines nachträglichen „Bekanntwerdens“ handelt.

Es bliebe noch die Möglichkeit einer Änderung nach § 175 AO. Die
Herabsetzung des Kaufpreises stellt jedoch kein rückwirkendes
Ereignis dar.4 Aber das Grunderwerbsteuergesetz enthält eine eigene
Änderungsvorschrift. Nach § 16 Abs. 3 GrEStG wird die Steuer
herabgesetzt, wenn die Gegenleistung nachträglich herabgesetzt
wird. Es bedarf also lediglich eines Antrags des A auf Änderung des
Grunderwerbsteuerbescheids.

Zu 2: Voraussetzung für eine nachträgliche Änderung der Grunder-
werbsteuer ist, dass es sich entweder um eine Minderung wegen
eines Mangels am Grundstück handelt (§ 6 Abs. 3 Nr. 2 GrEStG)
– was hier nicht der Fall ist – oder die Minderung der Gegenleistung

1 Einheitlicher Ländererlass vom 20.09.2017 (BStBl 2017 I S. 1328), 5.1.
2 BFH vom 01.12.1982 II R 58/81 (BStBl 1983 II S. 336).
3 BFH vom 18.07.1990 II R 41/88 (BStBl 1990 II S. 921). Siehe auch B r u s c h k e,

Grunderwerbsteuer, Kraftfahrzeugsteuer und andere Verkehrsteuern, Grüne Reihe
Band 13, 7. Auflage, S. 198.

4 BFH vom 22.07.2020 II R 32/18 (BStBl 2021 II S. 167).

Eigenleistungen
mindern Bemes-
sungsgrundlage

Bescheidänderung
nach § 16 Abs. 3
GrEStG ...

... innerhalb von
zwei Jahren
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innerhalb von zwei Jahren nach Entstehung der Steuer erfolgt (§ 6
Abs. 3 Nr. 1 GrEStG). Das ist bei einer Vereinbarung am 10.07.2021
nicht mehr gegeben. Die nachträgliche Herabsetzung des Kaufpreises
bleibt also ohne Auswirkung auf die Grunderwerbsteuer.

Zu 3: Der Grunderwerbsteuer unterliegt bereits der Kaufvertrag (§ 1
Abs. 1 Nr. 1 GrEStG), auch wenn das Reihenhaus noch nicht fertig-
gestellt ist. Gegenstand des Erwerbsvorgangs ist – wie vertraglich
vereinbart – auch das (noch zu errichtende) Gebäude. Während
grundsätzlich der Zustand des Kaufgegenstands im Vertragszeitpunkt
maßgebend ist, gilt hier hinsichtlich des Zustands die in der Regel
ebenfalls notariell beurkundete Baubeschreibung, nämlich der
Zustand, den das Grundstück erhalten soll.5

Die neben dem Kaufpreis für Sonderwünsche gezahlten Beträge
wären dann Bestandteil der grunderwerbsteuerlichen Bemessungs-
grundlage, wenn diese bereits Gegenstand der ursprünglichen
Vereinbarung gewesen oder zumindest wirtschaftlich mit ihr ver-
knüpft sind.6 Das ist hier nicht der Fall, weil die Vereinbarung über
den Dachgeschossausbau unabhängig vom Kaufvertrag erst später
geschlossen wurde. Nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG gehören aber auch
„Leistungen, die der Erwerber des Grundstücks dem Veräußerer
neben der beim Erwerbsvorgang vereinbarten Gegenleistung zusätz-
lich gewährt“, zur Bemessungsgrundlage. Der BFH7 folgerte daraus,
dass nach Abschluss des Kaufvertrags vereinbarte Sonderleistungen
ebenfalls mit zur Bemessungsgrundlage gehören. Dieser Auffassung
folgt auch die Literatur.8

Da keine Änderungsmöglichkeit hinsichtlich des ursprünglichen
Grunderwerbsteuerbescheids gegeben ist (vgl. „Zu 1“), stellt sich
allerdings die Frage, wie dann die Grunderwerbsteuer noch erhoben
werden soll. Der BFH9 sieht im § 9 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG eine Rechts-
grundlage, um Grunderwerbsteuer bei einer Erhöhung der Bemes-
sungsgrundlage als Ergänzungstatbestand in einem eigenen Bescheid
festzusetzen (vgl. dazu die Anmerkung). Dadurch wird die Möglichkeit
geschaffen, nachträglich ohne zeitliche Befristung die Grunderwerb-
steuer zu erhöhen, während die Möglichkeit, diese bei einer
Minderung der Gegenleistung herabzusetzen, zeitlich beschränkt ist

5 Vgl. BFH vom 09.06.1970 II 39/65 (BStBl 1970 II S. 749) und vom 13.04.1983 II R
53/81 (BStBl 1983 II S. 606).

6 Vgl. einheitlicher Ländererlass vom 20.09.2017 (Fußnote 1), 3.4.
7 BFH vom 26.04.2006 II R 3/05 (BStBl 2006 II S. 604).
8 Vgl. Pa h l k e, GrEStG, § 9 Rz. 207f.
9 Vgl. BFH vom 24.02.1982 II R 4/81 (BStBl 1982 II S. 625), vom 13.04.1994 II R

93/90 (BStBl 1994 II S. 817), vom 22.11.1995 II R 26/92 (BStBl 1996 II S. 162) und
vom 26.04.2006 (Fußnote 7).

Bemessungsgrund-
lage

Sonderleistungen ...

... eigener
Tatbestand
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(vgl. „Zu 2“). Dies wird von der Rechtsprechung akzeptiert, eine
Regelungslücke nicht gesehen.10

Zu 4: Grunderwerbsteuerlich ergeben sich gegenüber „Zu 3“ keine
Änderungen, wenn der Bauauftrag durch Dritte erledigt wird. Es lohnt
sich jedoch eine Betrachtung der umsatzsteuerlichen Auswirkungen. Für
den Bauträger sind die Leistungen nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG
umsatzsteuerfrei (weil diese der Grunderwerbsteuer unterliegen).11

Dies bedeutet im Ergebnis, dass die Leistungen eines Bauträgers für
nachträglich vereinbarte Sonderleistungen nicht mit Umsatzsteuer
belastet sind, wenn er diese selbst erbringt (wie bei „Zu 3“). Werden
diese jedoch in seinem Auftrag durch einen dritten Bauunternehmer
erbracht, muss er die Umsatzsteuer in seine Kalkulation einbeziehen,
weil insoweit für die Vorleistung kein Vorsteuerabzug gegeben ist.
Erbringt er die Leistung selbst, betrifft das nur das eingesetzte Material.

Zu 5: Auch wenn das wirtschaftliche Ergebnis mit dem von „Zu 4“
identisch ist, entsteht keine zusätzliche Grunderwerbsteuer, weil
keine Verbindung mit dem ursprünglichen grunderwerbsteuerlichen
Vorgang besteht.

Anmerkung: Bei Erwerb von noch zu errichtenden Gebäuden und
Wohnungen sind nach dem Kaufvertragsabschluss vereinbarte Son-
derwünsche hinsichtlich der Ausstattung die Regel. Die dazu all-
gemein vertretene Rechtsauffassung (vgl. „Zu 3“), dass insoweit
zusätzlich Grunderwerbsteuer entsteht, überzeugt nicht:

1. Um das gewünschte Ziel – eine zusätzliche Grunderwerbsteuer-
belastung bei nachträglicher Erhöhung der Bemessungsgrund-
lage – zu erreichen, wirkt das Modell des zusätzlichen grund-
erwerbsteuerlichen Vorgangs nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG sehr
„kreativ“. Denn § 9 GrEStG ist eine Vorschrift über die Gegenleis-
tung. Die grunderwerbsteuerlichen Rechtsvorgänge sind abschlie-
ßend in § 1 GrEStG aufgeführt, erteilte Bauaufträge fallen nicht
darunter. Hätte der Gesetzgeber eine entsprechende Grunder-
werbsteuerbelastung gewollt, hätte er eine Korrekturvorschrift für
den Fall der Erhöhung der Bemessungsgrundlage vorsehen kön-
nen, wie dies in § 16 Abs. 3 GrEStG für den Fall der Herabsetzung
der Gegenleistung geschehen ist. Dass eine solche besondere
Änderungsvorschrift nicht vorhanden ist, weist darauf hin, dass
der Gesetzgeber nachträgliche Erhöhungen der Bemessungsgrund-
lage nur im Rahmen der Änderungsvorschriften der Abgabenord-

10 Vgl. BFH vom 22.07.1987 II B 45/87 (BFH/NV 1988 S. 783), m. w. N, und vom
22.07.2020 (Fußnote 4).

11 BFH vom 24.01.2008 V R 42/05 (BStBl 2008 II S. 697).

Vorleistungen des
Bauträgers mit USt
belastet

Eigener GrESt-
Tatbestand?
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nung berücksichtigt wissen wollte. Die Rechtsprechung des BFH,
nach der in diesen Fällen ein gesonderter grunderwerbsteuerlicher
Tatbestand vorliegt, der einen eigenen Grunderwerbsteuerbe-
scheid rechtfertigt, ist zwar wiederholt durch das Gericht bestätigt
worden, ein vergleichbarer Fall wie hier mit nach Kaufvertragsab-
schluss vereinbarten Sonderleistungen ist aber – soweit ersicht-
lich – bisher vom BFH noch nicht entschieden worden.

2. Unabhängig von der Frage der Festsetzungsmöglichkeit einer
zusätzlichen Grunderwerbsteuer darf auch bezweifelt werden,
dass außerhalb des Grundstückskaufvertrags vereinbarte Sonder-
leistungen überhaupt zur Bemessungsgrundlage zählen. Die in
§ 9 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG genannten zusätzlichen Leistungen des
Erwerbers können sich m. E. nur auf Leistungen für den Kauf-
gegenstand beziehen, nicht aber auf weitere Leistungen, die
nicht Gegenstand des grunderwerbsteuerpflichtigen Kaufvertrags
gewesen sind, auch ohne diesen denkbar wären und auch von
Dritten erbracht werden könnten (vgl. „Zu 5“). In der Begrün-
dung eines Urteils (soweit ersichtlich das einzige zur Grunder-
werbsteuer) hat der BFH7 zwar ausgeführt, dass Sonderleistun-
gen die grunderwerbsteuerliche Bemessungsgrundlage erhöhen.
In der Entscheidung ging es allerdings um eine weitere notarielle
Vereinbarung; die Grunderwerbsteuerpflicht für die darin zusätz-
lich vereinbarte Gegenleistung war zwischen den Parteien
unstrittig. Ob die Ausführungen zu Sonderleistungen durch das
Gericht auch erfolgt wären, wenn es sich um einen Sachverhalt
wie hier gehandelt hätte, kann letztlich nur vermutet (oder
bezweifelt) werden.

Die – soweit ersichtlich – bisher einzige BFH-Entscheidung11 zu
vergleichbaren Sonderleistungen betrifft die Umsatzsteuer. Hier hat
das Gericht die Sonderleistungen eines Bauträgers jedoch unter dem
Gesichtspunkt der einheitlichen Leistung als umsatzsteuerliche
Nebenleistungen nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG als umsatzsteuerfrei
beurteilt, ohne auf die Grunderwerbsteuer besonders einzugehen. Die
Einheitlichkeit der Leistung ist aber bei der Grunderwerbsteuer kein
taugliches Merkmal, denn dann müsste z. B. das bei einem Grund-
stückserwerb miterworbene Inventar ebenfalls grunderwerbsteuer-
pflichtig sein; das ist aber nicht der Fall.

Es ist überraschend, dass die grunderwerbsteuerliche Behandlung für
die regelmäßig vorkommenden Sachverhalte „Sonderleistungen des
Bauträgers“ höchstrichterlich nicht geklärt scheint. Ein Grund dafür
könnte sein, dass die Finanzämter insoweit – trotz anderer Rechts-
auffassung – nur selten tätig werden.

Verfasser: Dipl.-Finanzwirt (FH) Rainer Thierfeld, Steuerberater, Bremen

Sonderleistungen
grunderwerb-
steuerpflichtig?
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